
Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!
Für die Amtliche Sammlung!

Ja
Ja
Nein

Gesetz: BGB § 24-2 Ruhegehalt, § 24-2 Gleichbehandlung;
Gesetz über die zusätzliche Alters- und Hinter­
bliebenenversorgung für Angestellte und Arbeiter 
der Freien und Hansestadt Hamburg [EGG] vom 16. Februar 
1921 in der Fassung vom 31. Juli 1973 (GVOB1. 1973»
373) § 36, §§ 4-,9,26, 27

Leitsätze:
1. Die "Härteregelung" des § 36 RGG soll in Grenzfällen hel­

fen, in denen die Anwendung des Gesetzes zu unbilligen 
Ergebnissen führen würde. Hingegen ermächtigt sie nicht 
zu einer Korrektur der Versorgungsgrundsätze.

2. Das RGG berücksichtigt nur BeschäftigungsZeiten im 
Dienst der Freien und Hansestadt Hamburg oder deren 
Rechtsvorgänger.

3. Deshalb kann es nicht als Unbilligkeit im Sinne des § 36
RGG gelten, wenn Anwaltszeiten in Berlin und Kriegs­
dienstzeiten nicht angerechnet werden. Das gilt auch 
dann, wenn der betreffende Arbeitnehmer schon vor dem 
Kriege Beamter werden wollte, aber aus politischen 
Gründen keine Chancen hatte und nur deshalb Rechtsan­
walt wurde.

Aktenzeichen: 3 AZR 267/73
Urteil des BAG vom 7. Mai 1976 LAG Hamburg

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3 AZR 267/75
3 Sa 2o/74 Hamburg
Verkündet am 7- Mai 1976
gez. Sürig, 
Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle

In Sachen

PP*

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 7. Mai 1976 durch den Vorsitzen­
den Richter Professor Dr. Stumpf, die Richter Dr. Thomas und 
Dr. Dieterich sowie die ehrenamtlichen Richter Schnabel 
und Dr. Bermel für Recht erkannt:

1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Hamburg vom 12.
Februar 1975 - 3 Sa 2o/74 - wird zurückge­
wiesen.

2. Der Kläger trägt die Kosten der Revision.
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Tatbestand:

Der Kläger ist Volljurist. Die zweite juristische 
Staatsprüfung legte er im März 1937 ab. Seit Anfang 
1938 war er in einer Berliner Anwaltskanzlei tätig.
Den anwaltlichen Probedienst leistete er in der Zeit 
vom 3o.Januar bis 13- Juni 1939- Danach war er Anwalts­
assessor und Anwalt in Berlin, bis er am 3o. September 
1943 zum Kriegsdienst einberufen wurde. Nach seiner 
Entlassung aus der Kriegsgefangenschaft arbeitete er 
zunächst berufsfremd in Hamburg als Sprachlehrer. Am 15.
Mai 1951 trat er als wissenschaftlicher Angestellter 
in die Dienste der Beklagten, die ihn im Amt für Wie­
dergutmachung beschäftigte bis er die Altersgrenze er­
reichte.Seit 1. Dezember 1971 bezieht er ein Buhegeld 
der Beklagten nach dem "Gesetz über die zusätzliche Al­
ters- und Hinterbliebenenversorgung für Angestellte und 
Arbeiter der Freien und Hansestadt Hamburg" (Buhegeld­
gesetz - BGG) vom 16. Februar 1921 (zuletzt in der 
Fassung vom 31* Juli 1973,GV0B1. 1973» 373). Die Höhe 
der monatlichen Bente richtet sich nach den ruhegeld­
fähigen Bezügen und der ruhegeldfähigen Beschäftigungs­
zeit (§§ 7 - Io EGG). Die Beklagte geht von einer Be­
schäftigungszeit seit 15- Mai 1951 aus und berechnet da­
nach eine Buhegeld in Höhe von 57 % der vergleichbaren 
Aktivenbezüge. Auf dieser Berechnungsgrundlage ergab 
sich am 1. Dezember 1971 ein monatliches Buhegeld in 
Höhe von 1.718,87 DM.

Die Parteien streiten darum, ob die Beklagte ver­
pflichtet ist, Vordienst- und Kriegsdienstzeiten anzu­
rechnen. In einem ersten Prozeß, in dem nur um einen 
Teilbetrag in Höhe von 600,—  DM für die Zeit vom 1. De­
zember 1971 bis 31. März 1972 gestritten wurde, hat der 
Kläger obsiegt. Das Landesarbeitsgericht Hamburg hat mit 
IJrteil vom 21. März 1973 (3 Sa 6o/72) der Klage stattge­
geben und die Bevision nicht zugelassen. Die Beklagte 
hat nur den dem Kläger zugesprochenen Teilbetrag gezahlt, 
für die weitere Bentenberechnung jedoch auf ihrem alten Bechts- 
standpunkt beharrt.
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Mit der vorliegenden Feststellungsklage hat der Kläger 
auf den Vorprozeß Bezug genommen und weiterhin vorgetragen, 
die Beklagte sei gemäß § 36 EGG verpflichtet, im Wege des 
Härteausgleichs die Zeiten als ruhegeldfähig anzuerkennen, 
die er als Anwaltsassessor, Anwalt und Soldat verbracht 
hat. Er habe stets Beamter werden wollen und sei im Jahre 
1937 nur deshalb nicht ins Beamtenverhältnis berufen wor­
den, weil er sich geweigert habe, in die NSDAP einzutreten. 
Nach seiner Entlassung aus der Kriegsgefangenschaft habe er 
zwar zunächst berufsfremd arbeiten müssen, um überhaupt die 
Wohnberechtigung in Hamburg zu erhalten, jedoch habe er 
seinen alten Plan, in den Staatsdienst einzutreten, so früh 
als möglich verwirklicht. Seine Übernahme in das Beamtenver­
hältnis sei nur deshalb unterblieben, weil Planstellen gefehl 
hätten und die freiwerdenden Stellen dem Assessorennachwuchs 
Vorbehalten wurden. Wenn er nicht in der NS-Zeit ebenso wie 
in der Nachkriegszeit benachteiligt worden wäre, so hätte er 
mit Sicherheit die Rechtsstellung eines Beamten erworben. 
Selbst wenn ihm das erst nach dem zweiten Weltkrieg ge­
lungen wäre, hätte er als Beamter eine Anrechnung seiner 
Vordienst- und Kriegsdienstzeiten erreichen können. Diesen 
Nachteil müsse die Beklagte im Wege der Billigkeitsentschei­
dung ausgleichen. In zwei ähnlichen Fällen habe sie das auch 
getan, so daß die Weigerung in seinem Falle gegen den Gleich­
behandlung sgrundsatz verstoße.

Der Kläger hat beantragt,
festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet ist, bei der Bemessung des Ruhegeldes des 
Klägers in der Zeit ab 1. Dezember 1971 auch 
folgende Vordienstzeiten zu berücksichtigen:
Die Zeit des anwaltlichen Probedienstes vom 
3o. Januar 1939 bis 13. Juni 1939,
die Anwaltsassessorenzeit vom
14. Juni 1939 bis 14. Dezember 1941,
die Zeit der Tätigkeit des Klägers als Rechts­
anwalt vom
15. Dezember 1941 bis 29* September 1943,
die Zeit- des Kriegsdienstes bzw. der Kriegs­
gefangenschaft vom
3o. September 1943 bis 4. Oktober 1946.
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Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und er­
widert, sie sei zu einer Anrechnung von Vordienstzei­
ten nicht verpflichtet. Nach dem Hamburgischen Buhe­
geldgesetz seien für den Erwerb und die Höhe des Ruhe­
geldanspruchs grundsätzlich nur Zeiten zu berücksich­
tigen, die in den Diensten der Beklagten oder eines 
Rechtsvorgangers der Beklagten verbracht wurden. Das 
könne der Kläger von sich nicht behaupten. Er erfülle 
auch nach seinem eigenen Vorbringen nicht die Voraus­
setztangen eines Härteausgleichs nach § 36 RGG. Soweit 
er aufgrund seiner politischen Einstellung habe Nach­
teile erleiden müssen, seien diese keine Folge der An­
wendung des Hamburgischen Ruhegeldgesetzes. In Wahr­
heit wolle der Kläger nur einen Ausgleich dafür, daß 
er nicht Beamter werden konnte. Insoweit gebe es aber 
spezielle Wiedergutmachtangsgesetze, deren Vorausset­
zungen ebenfalls nicht erfüllt seien. Ein Härtefall 
scheide auch deshalb aus, weil der Kläger mit einer 
Rente von ca. 2.ooo,—  DM nicht in einer wirtschaftlichen 
Notlage sei.

Schließlich könne sich der Kläger auch nicht auf 
den Gleichbehandlungsgrundsatz berufen. Die beiden 
Fälle, auf die sich der Kläger hier beziehe, unter­
schieden sich von dem seinigen erheblich.

Der Kläger ist in beiden Vorinstanzen unterlegen.
Mit der Revision verfolgt er sein Feststellungsbegeh- 
ren weiter, während die Beklagte beantragt, die Revi­
sion zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe:

Der Kläger kann nicht verlangen, daß die Zeit 
seiner AnwaltStätigkeit in Berlin und seine Kriegs­
dienstzeit auf die ruhegeldfähige Beschäftigungszeit 
angerechnet wird, aus der sich sein Ruhegeld nach dem 
"Gesetz über die zusätzliche Alters- und Hinterbliebe­
nenversorgung für Angestellte und Arbeiter der Freien 
und Hansestadt Hamburg" (RGG) vom 16. Februar 1921(zu-
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letzt in der Fassung vom 31. Juli 1973, GVOB1. 1973, 373) 
errechnet.
1. Es gibt eine Reihe von Spezialgesetzen mit dem Ziel, 
berufliche Nachteile auszugleichen, die eine Folge des Krie­
ges oder nationalsozialistischer Verfolgung sind. Regelungen 
solcher Gesetze greifen unstreitig im vorliegenden Fall nicht 
ein. Der Kläger behauptet nicht, die Voraussetzungen eines 
Wiedergutmachungsgesetzes für den öffentlichen Dienst oder 
der Fürsorgeverordnungen von 1937 und 194-0 zu erfüllen. Er 
beruft sich allein auf die sogenannte "Härteregelung” des
§ 36 RGG. Auch diese Vorschrift kann dem Kläger jedoch nicht 
helfen.
2. a) Nach § 36 RGG kann die zuständige Behörde etwaige 
Unbilligkeiten und Härten ausgleichen, die sich im Einzel­
fall aus der Anwendung des Ruhegeldgesetzes, insbesondere 
der §§ 9, 26und 27 RGG ergeben. In solchen Fällen entschei­
den die Behörden nach pflichtgemäßem Ermessen unter beson­
derer Berücksichtigung der wirtschaftlichen Lage des Ver­
sorgungsempfängers. Ähnliche Härteklauseln sind auch in der 
Tarifpraxis anzutreffen (vgl. Urteil des Senats vom 21.
August 1974- - 3 AZR 551/73 -, /"’demnächst_7 AP Nr. 166 zu
§ 24-2 BGB Ruhegehalt /"zu II 3 c der Gründe_7). Sie sollen 
verhindern, daß Ruhegeldregelungen in besonders gelagerten 
und nicht vorhersehbaren Einzelfällen zu Ergebnissen füh­
ren, die unangemessen erscheinen und nicht dem Sinne der Re­
gelung entsprechen.Dabei geht es nur um die Abmilderung der 
Rechtsfolgen in Grenzfällen. Hingegen sind Härteklauseln 
nicht dazu bestimmt, eine generelle Korrektur der Versor­
gungsgrundsätze oder gar eine Änderung des Regelungszwecks 
zu ermöglichen. Auch § 36 RGG bringt klar zum Ausdruck, daß 
es sich nicht um eine umfassende Generalklausel handelt, 
sondern daß nur eine Billigkeitskorrektur in besonders gela­
gerten Einzelfällen ermöglicht werden soll, 
b) Die besonderen Umstände, die der Kläger für sich an­
führt, sind nicht geeignet, die Anwendung der Härteklausel 
des § 36 RGG zu rechtfertigen. Die Nachteile, die der Klä­
ger als unbillig empfindet, beruhen nicht auf der Anwendung 
des Ruhegeldgesetzes. Vielmehr handelt es sich um eine Fall­
gestaltung, die der Hamburgische Gesetzgeber mit Sicherheit 
nicht erfassen wollte. - 6 -
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Das Ruhegeldgesetz berücksichtigt grundsätzlich 
nur Betriebstreue im Dienste der Beklagten. Das er­
gibt sich sowohl aus der Regelung der Wartezeit (§ 4 
RGG) als auch aus der Abgrenzung der ruhegeldfähigen 
Beschäftigungszeit (§ 9 RGG). Der Gesetzgeber hat 
sich allerdings bemüht, eine Fülle von Sonderfällen 
zu erfassen. So finden sich z.B. Regelungen für Ver­
tragsbeendigungen und Unterbrechungen aus verschiede­
nen Gründen, für Teilzeitbeschäftigungen, für ein 
Ruhen des Arbeitsverhältnisses und für die Übernah­
me der Versorgungsempfänger aus den Diensten des Rei­
ches, des Bundes, eines Landes oder einer sonstigen 
Körperschaft des öffentlichen Rechtes. Alles dies be­
stätigt aber nur den Grundsatz, daß der Versorgungs­
empfänger während der ruhegeldfähigen Beschäftigungs­
zeit in irgendeiner rechtlichen Beziehung zur Freien 
und Hansestadt Hamburg gestanden haben muß. Eine An­
rechnung sonstiger Tätigkeiten im privaten oder öffent­
lichen Dienst wird konsequent ausgeschlossen (vgl.
BAG AP Nr. 1 zu § 1 RuhegpldG Hamburg /“zu 2 der Gründe_7 
mit Anm. von Schnorr /“zu 2_7).

Diesem Grundsatz widerspricht es, wenn der Kläger 
die Anrechnung der Zeit seiner AnwaltStätigkeit in Ber­
lin und seiner Kriegsdienst- und Gefangenschaftszeiten 
wünscht. Zugunsten des Klägers kann unterstdlt werden, 
daß er in dieser Zeit Beamter gewesen wäre, wenn er 
sich nicht geweigert hätte, der NSDAP beizutreten.
Selbst solche Beamtendienstzeiten wären nicht ohne wei­
teres nach § 9 EGG auf die ruhegeldfähige Beschäfti­
gungszeit nach dem Hamburgischen Ruhegeldgesetz an­
rechenbar, weil das berufliche Schicksal des Klägers 
in Berlin mit seiner späteren Tätigkeit in Hamburg 
und seinem jetzigen Ruhegeldanspruch nichts zu tim hat.

Aus der Anwendung des Ruhegeldgesetzes könnte sich 
eine Unbilligkeit allenfalls dann ergeben, wenn dem 
Kläger der Hamburgische Staatsdienst oder der Dienst
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bei einer Rechtsvorgangerin der Freien und Hansestadt 
Hamburg verschlossen geblieben wäre, weil er einer Partei 
nicht beitreten wollte. Dann hätten nämlich die Beklagte 
oder ihre Rechtsvorgängerin vereitelt, daß die im Hambur- 
gischen Ruhegeldgesetz erwartete Betriebstreue erbracht 
wurde.
c) Die Beklagte weist mit Recht darauf hin, daß es dem 
Kläger der Sache nach nicht um die Anwendung des Ruhegeld­
gesetzes geht. Eine Härte und Unbilligkeit sieht er im 
Grunde nur darin, daß er seine Altersversorgung allein auf 
das Hamburgische Ruhegeldgesetz stützen muß und nicht die 
günstigere Versorgung eines Beamten beanspruchen kann. Er 
macht nämlich geltend, daß seine Vordienstzeiten in Berlin 
und seine Kriegsdienst- und Gefangenschaftszeiten berück­
sichtigt würden, wenn er als Hamburgischer Landesbeamter 
in Pension gegangen wäre. Diesen Umstand soll die Beklagte 
bei der Anwendung des § 36 RGG in Rechnung stellen und als 
Härte oder Unbilligkeit anerkennen, daß der Kläger die we­
sentlich günstigere beamtenrechtliche Pensionsanwartschaft 
verfehlt hat.

Daß der Kläger keine Beamtenpension erwerben konnte, ist 
aber keine Folge der Anwendung des Hamburgischen Ruhegeld­
gesetzes. Da die Härteklausel des § 36 RGG nur dazu bestimmt 
ist, Unbilligkeiten bei der Anwendung des Ruhegeldgesetzes 
zu vermeiden, kann diese Vorschrift dem Kläger nicht helfen.
3. Schließlich ergibt der Vortrag des Klägers nicht, 
daß die Beklagte den Gleichbehandlungsgrundsatz verletzt 
habe. Der Kläger behauptet, die Beklagte habe in zwei ähn- 
lih gelagerten Fällen mit Hilfe des § 36 RGG großzügig ge­
holfen und müsse deshalb in seinem Falle ebenso verfahren. 
Der Kläger hat jedoch im vorliegenden Rechtsstreit nichts, 
dafür vorgetragen, inwiefern die beiden herangezogenen Fälle 
mit dem seinen vergleichbar sind. Die Beklagte hat das von 
Anfang an bestritten und geltend gemacht, in diesen Fällen 
sei nicht die Härteklausel des § 36 RGG, sondern Wiedergut­
machungsrecht angewandt worden.
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Zur Begründung eines Verstoßes gegen den Gleichbe­
handlungsgrundsatz genügt es nicht, aus dem ganzen öf­
fentlichen Dienst der Freien und Hansestadt Hamburg 
zwei Angestellte zu benennen, bei deren Ruhegeldberech­
nung Benachteiligungen während der NS-Zeit berücksich­
tigt wurden. Es sind die verschiedensten Umstände denk­
bar, die dies rechtfertigen könnten. Eine Regel für die 
Anwendung des § 36 RGG, auf die sich auch der Kläger be­
rufen könnte, ist nicht ersichtlich.

gez.: Dr. Stumpf Dr. Thomas Dr. Dieterich
Schnabel Dr. Bermel
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